
Gegen diese Entscheidung hat der Kläger beim Bezirks­
arbeitsgericht Anfechtungsklage erhoben und sein Vorbringen 
vor der Beschwerdekommission wiederholt. Zum Beweise 
seiner Behauptungen hat er sich wiederum auf die Aussage 
des bereits im Beschwerdeverfahren benannten Zeugen sowie 
eines weiteren Zeugen berufen.

Im Termin am 20. Januar 1954, in dem der Kläger nicht 
vertreten war, hat die Verklagte erklärt, daß sie die be­
hauptete freiwillige Beitragsleistung nur dann anerkenne, 
wenn diese durch Versicherungsunterlagen belegt würde. Sie 
hat Entscheidung nach Lage der Akten und Zurückweisung 
der Klage beantragt.

Durch Urteil vom 20. Januar 1954 hat das Bezirksarbeits­
gericht die Klage als unbegründet zurückgewiesen.

Es hat dazu ausgeführt: Der Kläger habe keine Unterlagen 
für die von ihm behauptete freiwillige Beitragszahlung vor­
gelegt und auch keine Gründe angegeben, warum er an der 
Vorlegung dieser Urkunden verhindert sei. Er habe lediglich 
Zeugenbeweis angeboten. Der Beweis für die behauptete 
Beitragsleistung könne in diesem Verfahren jedoch nicht durch 
Zeugen erbracht werden. Es führt dann weiter aus, es sei 
unerklärlich, daß der Kläger wohl die Originalunterlagen für 
die zur Pflichtversicherung geleisteten Beiträge besitze, aber 
die Unterlagen für die von ihm behauptete freiwillige Ver­
sicherung nicht vorlegen könne. Es müsse daher angenommen 
werden, daß er, falls Beiträge zur Invalidenversicherung ge­
zahlt worden seien, diese Unterlagen zum Nachweis seines 
Rentenanspruchs ebenso sorgfältig aufbewahrt hätte. Im 
übrigen seien auch in den Schriftsätzen des Klägers Wider­
sprüche enthalten.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Präsidenten des Obersten Gerichts. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das angefochtene Urteil verletzt §§ 282, 373 ZPO; denn 

die Auffassung des Bezirksarbeitsgerichts, daß ein 
Nachweis für eine freiwillige Beitragsleistung nur 
durch die Vorlage von Unterlagen, nicht aber durch 
Zeugenbeweis erbracht werden könne, verstößt 
gegen die Grundsätze des Prozeßrechts. Hiernach kann 
ein Beweis nicht nur durch Urkunden, sondern auch 
durch die Aussage von Zeugen erbracht werden, wenn 
ihre Vernehmung für eine sachlich schlüssige Be­
hauptung beantragt wird und durchführbar ist, wo­
bei es dem Gericht obliegt, die Glaubwürdigkeit der 
vernommenen Zeugen eingehend zu prüfen. Dieser Auf­
gabe hat sich das Gericht aber gar nicht unterzogen. Es 
hat vielmehr den Zeugenbeweis schlechthin abgelehnt 
und hat sich der von der Verklagten vertretenen Auf­
fassung angeschlossen, Leistung von Sozialversiche­
rungsbeiträgen könne nur durch Urkunden erwiesen 
werden. Die für den inneren Geschäftsverkehr der Ver­
klagten erlassene, aus anderen Prozeßverfahren be­
kannte Anweisung der Zentralverwaltung der Ver­
klagten, Zeugenaussagen und eidesstattliche Versiche­
rungen nicht anzuerkennen, die kein Gesetz und keine 
Verordnung, also kein Rechtssatz ist — ist für das 
Gericht bedeutungslos. Dieses hatte also die Pflicht, den 
herangezogenen Streitstoff nach den Grundsätzen des 
Beweisrechts der ZPO und der freien richterlichen 
Beweiswürdigung zu entscheiden.

Wie sich aus der Urteilsbegründung ergibt, hält das 
Gericht eine freiwillige Beitragszahlung außerdem des­
wegen für unwahrscheinlich, weil der Kläger die seit 
dem 1. Januar 1939 geleisteten Beiträge zur Angestell­
tenversicherung durch die Originalunterlagen nach- 
weisen kann, nicht aber die freiwilligen Beitrags­
zahlungen. Auch diese Erwägung hätte aber allenfalls 
für die Beurteilung der Glaubwürdigkeit vernommener 
Zeugen Bedeutung gehabt; sie bot keinen Grund, diese 
Vernehmung zu unterlassen.

Das angefochtene Urteil war daher aufzuheben und 
die Sache gemäß § 565 Abs. 1 ZPO zur anderweitigen 
Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisen.

§§ 51 Abs. 3, 55 Abs. 1 VSV; Art. 7 der Verfassung.
Daß die unterschiedliche Festlegung der Altersgrenze 

von Mann und Frau bedingende Altersprinzip des § 55 
Abs. 1 VSV kann nicht ohne weiteres auf die Warte­
zeitvorschriften des § 51 Abs. 3 übertragen werden. 
Vielmehr ist die Voraussetzung für die Rentenberechti­
gung bei einer Wartezeit von nur fünf Jahren allein 
dann gegeben, wenn der Werktätige in ein versiche­
rungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis erstmalig mit 
dem vollendeten • 60. Lebensjahr eintritt, weil nur in 
diesem Falle die Wartezeit um zehn Jahre verkürzt 
werden kann.

OG, Urt. vom 5. April 1955 — 1 Za 232/54.

Die am 9. April 1889 geborene Klägerin trat am 11. Juni 1947 
erstmalig in ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsver­
hältnis. Bei Beginn der Versicherungspflicht war sie mithin 
58 Jahre alt. Am 8. Dezember 1953 stellte sie den Antrag auf 
Gewährung einer Altersrente, den die Verklagte mit der Be­
gründung ablehnte, daß die Klägerin weder die gesetzliche 
noch die verkürzte Wartezeit des § 51 Absatz 3 Satz 1 der VO 
über die Sozialversicherung vom 28. Januar 1947 (VSV) erfüllt 
habe.

Die gegen diese Entscheidung von der Klägerin erhobene 
Beschwerde hat die Kreisbeschwerdekommission als unbe­
gründet zurückgewiesen. In der daraufhin beim Bezirksarbeits­
gericht H. erhobenen Anfechtungsklage machte die Klägerin 
geltend, daß sie nur die Vollendung des 60. Lebensjahres 
nachzuweisen habe, und daß eine fünfjährige Versicherungs­
pflicht genüge, um sie zum Bezüge einer Altersrente zu be­
rechtigen.

Das Bezirksgericht wies mit Urteil vom 26. Februar 1954 die 
Klage ab und führte in den Entscheidungsgründen aus, daß die 
Klägerin die verkürzte Wartezeit erst am 1. Mai 1954 erfüllt 
haben würde und daher erst von diesem Zeitpunkt an eine 
Altersrente beanspruchen könne. Eine. Mindestwartezeit von 
5 Jahren komme nur in Betracht, wenn ein Werktätiger erst 
nach Erreichung des 60. Lebensjahres versicherungspflichtig 
würde, wobei der Gesetzgeber keinen Unterschied zwischen 
männlichen und weiblichen Versicherten mache.

Gegen dieses Urteil richtet sich der vom Generalstaatsanwalt 
gestellte Kassationsantrag, der Verletzung der §§ 51 Ziff. 3, 
55 Ziff. 1 VSV, Art. 7 der Verfassung rügt.

Aus den G r ü n d e n :
Der Senat vermag sich jedoch den Ausführungen des 

Generalstaatsanwalts, daß die im § 51 Abs. 3 Satz 2 VSV 
vorgesehene Mindestwartezeit allen Frauen, die nach 
Erreichung des 55. Lebensjahres erstmalig versiche­
rungspflichtig werden, zugute kommen müsse, nicht an­
zuschließen. Ein Werktätiger ist zum Bezüge von Alters­
rente in der Regel erst nach Erfüllung einer Anwart­
schaft von 15 Jahren berechtigt (§ 51 Abs. 1 VSV). Ab­
satz 3 der genannten Bestimmung schafft demgegen­
über eine Vergünstigung für Personen, die zum Zeit­
punkt ihrer erstmaligen Versicherung das 50. Lebens­
jahr bereits überschritten haben, und zwar in der Form, 
daß sich die Wartezeit für die Altersrente um die An­
zahl der Jahre verringert, die das 50. Lebensjahr über­
steigen. Die Wartezeit beträgt jedoch in keinem Falle 
weniger als fünf Jahre. Danach ist die Voraussetzung 
für eine Rentenberechtigung bei einer Wartezeit von 
nur fünf Jahren nur gegeben, wenn der Eintritt eines 
Werktätigen in ein versicherungspflichtiges Beschäfti­
gungsverhältnis erst mit dem vollendeten 60. Lebens­
jahre erfolgt, weil nur in diesem Falle die Wartezeit 
um zehn Jahre verkürzt werden kann. Es läßt sich 
allerdings nicht verkennen, daß die unterschiedliche 
Festlegung der Altersgrenze von Mann und Frau, wie 
sie § 55 Abs. 1 VSV vorsieht, für die letztere also die 
erleichternde Ausnahme des Eintritts des Versiche­
rungsfalles schon nach Innehaltung der Mindestwarte­
zeit nicht zum Zuge kommt, wenn sie erst nach dem 
55. Lebensjahre erstmalig versicherungspflichtig wird. 
Aus welchen Gründen der Gesetzgeber hierbei keinen 
Unterschied zwischen männlichen und weiblichen Ver­
sicherten gemacht hat, sondern die Wartezeit für alle 
„Personen“ ohne Unterschied des Geschlechts gleich­
mäßig geregelt hat, muß dahingestellt bleiben. Es be­
steht jedenfalls keine Möglichkeit, geschweige denn die 
Notwendigkeit, das Altersprinzip des § 55 Abs. 1 VSV 
ohne weiteres auf die Wartezeitvorschriften des § 51 
Abs. 3 zu übertragen. Das Gericht hat keine Möglich­
keit, in diesem Falle von dem klaren Wortlaut des Ge­
setzes abzuweichen, der für eine andere, insbesondere 
für die vom Kassationsantrage vertretene Auslegung 
keinen Raum gibt. Das Bezirksarbeitsgericht durfte da­
her der Klägerin den geltend gemachten Klaganspruch 
nicht zuerkennen, weil für sie die verkürzte Wartezeit 
nicht schon am 1. Dezember 1953 erfüllt war. Ihre 
Wartezeit zur Berechtigung auf Gewährung einer 
Altersrente wurde um acht Jahre verkürzt, weil sie 
im 58. Lebensjahre erstmalig versicherungspflichtig 
wurde. Eine weitergehende Vergünstigung billigt ihr 
das Gesetz nicht zu. Sie müßte vielmehr eine Beitrags­
leistung zur Rentenversicherung für die Dauer von 
sieben Jahren nachweisen, die sie frühestens im Jahre 
1954 erreichen konnte. Das Bezirksarbeitsgericht hat 
daher die Klage zu Recht abgewiesen. Die angefochtene 
Entscheidung enthält keine Gesetzesverletzung, so daß 
dem Anträge des Generalstaatsanwalts, sie zu kassie­
ren, nicht stattgegeben werden konnte.
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